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18. Legislaturperiode 
 
 
S. 16 
Bei Rüstungsexportentscheidungen in sogenannte Drittstaaten sind die im Jahr 2000 
beschlossenen strengen „Politischen Grundsätze für den Export von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern“ für unser Regierungshandeln verbindlich. Über ihre 
abschließenden Genehmigungsentscheidungen im Bundessicherheitsrat wird die 
Bundesregierung den Deutschen Bundestag unverzüglich unterrichten. Die Ent-
scheidung darüber, wem gegenüber die Unterrichtung erfolgt, liegt beim Deutschen 
Bundestag. Darüber hinaus werden wir die Transparenz gegenüber Parlament und 
Öffentlichkeit durch Vorlage des jährlichen Rüstungsexportberichtes noch vor der 
Sommerpause des Folgejahres und eines zusätzlichen Zwischenberichts verbessern.  
Wir setzen uns für eine Angleichung der Rüstungsexportrichtlinien innerhalb 
der EU ein. Europäische Harmonisierungen müssen so umgesetzt werden, 
dass sie die Mindestanforderungen des Gemeinsamen Standpunkts der EU aus 
dem Jahr 2008 nicht unterschreiten. 
 
 
S. 147 
Wir werden das Waffenrecht im Hinblick auf die technische Entwicklung und 
auf seine Praktikabilität hin anpassen. Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger 
hat dabei oberste Priorität. Wir streben eine erneute befristete Amnestie an. Zur 
Erhöhung der öffentlichen Sicherheit werden wir darüber hinaus gemeinsam mit den 
Ländern schrittweise das nationale Waffenregister weiterentwickeln. Die Krimi-
nal- und Rechtspflegestatistiken machen wir aussagekräftiger. Die Sicherheits-
forschung wird besser koordiniert. 
 
 
S. 170  
Wir werden uns international für die vollständige Implementierung des VN-
Kleinwaffenabkommens einsetzen und die Umsetzung in adäquate nationale Kon-
trollmechanismen unterstützen. Alle im nichtstaatlichen Bereich in Deutschland 
gehandelten und geführten sowie für den Export vorgesehenen und vom VN-
Kleinwaffenaktionsprogramm erfassten Klein- und Leichtwaffen sollten in Zu-
kunft mit einer möglichst unauslöschlichen Markierung versehen werden, um 
deren Nachverfolgbarkeit zu ermöglichen. Auch die weltweite Umsetzung des in-
ternationalen Waffenhandelsvertrags (ATT) wollen wir energisch vorantreiben. 
 
 


